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Wohnen ist ein soziales Gut, das einer wirtschaftlich stabilen Basis bedarf – insbesondere in der 
langfristigen Vermietung. Die klimagerechte Transformation des Gebäudesektors kann daher nur 
gelingen, wenn die damit verbundenen Lasten zwischen Staat, Vermieterinnen und Vermietern sowie 
Mieterinnen und Mietern gerecht verteilt werden. Die  sozial orientierte Wohnungswirtschaft unter-
stützt ausdrücklich die sozialen Aspekte des Mietrechts und setzt sich für einen fairen Interessen-
ausgleich zwischen Vermieterinnen und Vermietern auf der einen und Mieterinnen und Mietern auf 
der anderen Seite ein. Demzufolge muss das Mietrecht zukunftsfähig weiterentwickelt werden, um 
soziales Vermieten auch in Zeiten der Energie- und Wärmewende dauerhaft zu ermöglichen. 

Unsere Forderungen auf einen Blick

•   Mieterinnen und Mieter schützen, Investitionen weiter ermöglichen
•   Kappungsgrenzen an die realen Bedingungen anpassen
•   Soziale Härten angemessen ausgleichen
•   Anwendungsbereich und Umfang bestehender Mieterschutzvorschriften auf den  
     notwendigen Umfang beschränken 
•   Negative Folgen von Mietpreisregulierungen verhindern

Mieterinnen und Mieter schützen, Investitionen weiter ermöglichen

Die Erfahrungen zeigen, dass regelmäßige Verschärfungen des Mietrechts den Wohnraummangel 
nicht lösen. Stattdessen führen ständige Neuregelungen zu einer Verunsicherung der Vermieterinnen 
und Vermieter, sodass Investitionen in Neubau und  Bestand zunächst zurückgestellt werden. Dar-
über hinaus müssen Vermieterinnen und Vermieter ihre dringend für den Wohnungsbau benötigten 
finanziellen und personellen Kapazitäten in die Erfüllung von immer mehr bürokratischen Erforder-
nissen investieren. Gerade dies verhindert jedoch eine Ausweitung des Wohnungsangebots, die den 
Wohnraummangel abschwächen und damit die Mietentwicklung dämpfen könnte. 

Ziel der Anpassungen der mietrechtlichen Vorschriften muss es sein, einen ausgewogenen Ausgleich 
zwischen den Interessen von Mieterinnen und Mietern und jenen von Vermieterinnen und Ver-
mietern  zu erreichen. Dabei muss die Handlungsfähigkeit der Wohnungswirtschaft  gewährleistet 
sein, um Arbeitsplätze zu sichern und die notwendigen Investitionen vornehmen zu können, damit 
Mieterinnen und Mieter gut und sicher wohnen können. Einseitige Lösungen, die allein vordergrün-
dige Interessen von Mieterinnen und Mietern in den Blick nehmen, sind langfristig nicht tragfähig 
und schaden im Ergebnis auch den Bewohnerinnen und Bewohnern selbst. Deshalb müssen aus-
gewogene und transparente Regelungen geschaffen werden, z.B. durch einheitliche Kriterien für 
die Erstellung von Mietspiegeln und eine Beteiligung der Vermieterinnen und Vermieter im Rahmen 
deren Aufstellung. 

Weitere Verschärfungen des Mietrechts dürfen nur dann vorgenommen werden, wenn es sich um 
eine gerechtfertigte Zielsetzung handelt und eine Wirksamkeit der Maßnahmen auch mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 
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Kappungsgrenzen an die realen Bedingungen anpassen

Schon die geltende Rechtslage erschwert die Einnahmesituation der Vermieterinnen und Vermieter 
bei Modernisierung von Wohnungen. Durch das Mietrechtsänderungsgesetz vom 18. Dezember 
2018 wurde die Kappungsgrenze von 11 auf 8 Prozent abgesenkt. Zusätzlich wurde eine Kappungs-
grenze eingeführt, wonach die monatliche Miete innerhalb von sechs Jahren bei Modernisierung 
nicht mehr als zwei Euro pro m² betragen darf, sofern die Miete unterhalb von sieben Euro pro m² 
liegt. Andernfalls beträgt die Kappung drei Euro pro m². Aufgrund des enormen Anstiegs der Baukos-
ten bedeutet die sog. „2-Euro-Grenze” derzeit real eine Grenze von 1,45 Euro. Bei Heizungstausch 
nach dem sog. Heizungsgesetz wurde eine zusätzliche Kappung von 50 Cent eingeführt, bei der 
allerdings die 2- bzw. 3-Euro-Grenze weiterhin nicht überschritten werden darf. 

Diese starren Beträge berücksichtigen jedoch weder die allgemeine Inflation, noch die stetig an-
steigenden Baukosten. Darüber hinaus benachteiligt die Staffelung unter Bezugnahme der bisheri-
gen Miethöhe gerade die Vermieterinnen und Vermieter, die bisher nur moderate Mieterhöhungen 
vorgenommen haben. Abgesehen davon sind diese starren Grenzen „einkommensblind“, Menschen 
mit mehr Einkommen profitieren bei einer Miete unter sieben Euro pro m2 ebenso von der „2-Euro-
Grenze” wie geringer Verdienende.

Auch eine Herabsetzung der Kappungsgrenze in § 558 Abs. 3 BGB auf weniger als 20 bzw. 15  
Prozent ist aus den angeführten Gründen nicht zielführend. 

Die Kappungsgrenzen in Höhe von 2 bzw. 3 Euro und 50 Cent in § 559 BGB  und in § 559 e BGB 
sollten daher abgeschafft bzw. zumindest jährlich an den Verbraucherpreisindex angepasst werden.

Soziale Härten angemessen ausgleichen

Der Anspruch sozialer Vermieter ist es nicht, lediglich Wohnungen zu vermieten, sondern für Men-
schen ein lebenswertes Zuhause zu schaffen. Dies bedeutet auch, dass zwingend notwendigen 
Investitionen keine unnötigen bürokratischen Hemmnisse entgegenstehen sollten, wie es bei der 
Umstellung auf Fernwärme im Bestand häufig der Fall ist. 

Zur Berücksichtigung finanzieller Ausnahmesituationen von Mieterinnen und Mietern könnte der 
Härtefalleinwand in § 559 Abs. 4 BGB angepasst werden, so dass Mieterinnen und Mieter angemes-
sen geschützt werden und ihre Rechte nicht ins Leere laufen. 

Deshalb muss der Härtefalleinwand in § 559 Abs. 4 BGB klarer gefasst werden, damit dieser einfa-
cher gehandhabt werden kann. So könnte in § 559 Abs. 3 BGB eingefügt werden, dass ein Härte-
fall insbesondere dann vorliegt, wenn die Mietbelastung – d.h. der Anteil der Bruttokaltmiete am 
verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen – einen bestimmten Anteil des Haushaltsnettoeinkommens 
übersteigt.
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Anwendungsbereich und Umfang bestehender Mieterschutzvorschriften
auf den notwendigen Umfang beschränken

Insbesondere die Mietpreisbremse wurde im Laufe der Zeit mehrfach unabhängig evaluiert und ihre 
Wirksamkeit in Frage gestellt. Ihre Verlängerung ist auch verfassungsrechtlich umstritten. 

Auch ist ein Reformbedarf beim Kostenneutralitätsgebot gemäß § 556c BGB notwendig; dieser 
Paragraf ist für die Wärmetransformation von zentraler Bedeutung und steht einer Umstellung auf 
Fernwärme häufig entgegen. 

In den vergangenen Jahren vorgenommene Verschärfungen des Mietrechts  müssen daher fort-
laufend evaluiert werden. Nicht wirksame Verschärfungen müssen vollständig rückgängig gemacht 
oder auf das notwendige Maß beschränkt werden.

Negative Folgen von Mietpreisregulierungen verhindern

Würde eine Mietpreisregulierung („Mietendeckel“) nach Berliner Vorbild überall dort eingeführt, 
wo heute schon eine Mietpreisbremse gilt, hätte dies nach aktuellen Studien1 gravierende Folgen: 
Die Anzahl der inserierten Wohnungen würde um mehr als 60 Prozent von 280.000 neu inserierten 
Mietwohnungen auf rund 108.000 Wohnungen innerhalb eines Jahres sinken. Dies zeigt: Mietpreis-
regulierungen reduzieren das Mietwohnungsangebot deutlich. Fraglich bleibt zudem die verfas-
sungsrechtliche Wirksamkeit solcher Mittel. Eine starre Begrenzung des Mietzinses bei Abschluss 
des Mietvertrags greift in das Eigentumsrecht der Vermieterinnen bzw. des Vermieters gem. Art. 14 
GG ein. Auch die durch Art. 2 Abs. 1 GG geschützte Privatautonomie, die Ausdruck der allgemeinen 
Handlungsfreiheit ist, ist betroffen.

Wir begrüßen es jedoch, dass gegen diejenigen vorgegangen wird, die entgegen der Rechtsordnung 
und ohne sachliche Gründe eine unverhältnismäßig hohe Miete verlangen und die angespannte Si-
tuation auf dem Wohnungsmarkt ausnutzen. Diese "schwarzen Schafe" verhalten sich unsolidarisch 
und schaden dem Ansehen auch der sozial- und verantwortungsbewusst handelnden Wohnungs-
wirtschaft. Aus guten Gründen hat der Gesetzgeber jedoch bisher eine Begrenzung der Miethöhe bei 
Neuvermietung in § 5 Wirtschaftsstrafgesetz normiert und an enge Voraussetzungen, wie der Aus-
nutzung eines geringen Angebots, geknüpft. An diesen Voraussetzungen muss festgehalten werden.

Eine Wiederbelebung des vor mehr als 30 Jahren bewusst abgeschafften Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetzes führt ebenfalls zu keiner Verbesserung. Dieses Fördersystem ermöglichte und erzeugte 
viele nicht hinnehmbare Begleiterscheinungen. Fehlender Wettbewerb führte zu Nachlässigkeiten. 
Statt Kundenorientierung war nicht selten eine Haltung anzutreffen, die den Mieterinnen und Mieter 
eher als Bittsteller sehen. Zu dieser Ausgangslage sollte nicht zurückgekehrt werden. Grundsätzliche 
Aufgabe muss es sein, angespannte Wohnungsmärkte zu beheben.

Aus Sicht der sozial orientierten Wohnungswirtschaft sollten deshalb keine weiteren Mietpreisregu-
lierungen vorgenommen und § 5 WiStG in der jetzigen Form beibehalten werden.

1 U.a. Sagner, Pekka / Voigtländer, Michael, 2024, Auswirkungen von Mietpreisregulierungen auf den 
Wohnungsmarkt, Studie im Auftrag der Friedrich Naumann Stiftung, Köln.


